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3. Darstellung des Stellungnahmeverfahrens 

3.1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Name Fachgesellschaft Eingang Stellung-
nahme (Ja/Nein/ 
Verzicht) 

Datum des 
Eingangs 

Anmerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) Verzicht 27.04.21  

Bundespsychotherapeuten-
kammer (BPtK) 

Ja 26.04.21  

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5a SGB V 

Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz und die 
Informationsfreiheit (BfDI) 

Verzicht 26.04.21  
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3.2 Eingegangene Stellungnahmen 

3.2.1 Stellungnahme der Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 
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3.2.2 Verzicht auf Stellungnahme der Bundesärztekammer (BÄK) 
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3.2.3 Verzicht auf Stellungnahme des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit (BfDI) 
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3.3 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen  

Im Folgenden finden Sie die Auswertung der fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen der stellungnahmeberechtigten Organisationen / Institutionen. In der 
nachstehenden Tabelle sind keine Ausführungen abgebildet, die lediglich die zur Stellungnahme gestellten Inhalte wiedergeben oder die das 
Stellungnahmeverfahren selbst beschreiben. 

3.3.1 Zu § 22 Absatz 6 

Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

BPtK 1 Mit der neuen PIA-
Dokumentationsvereinbarung 
werden seit nunmehr zweieinhalb 
Jahren detaillierte Informationen über 
das Leistungsgeschehen in den PIA 
erhoben. Aus Sicht der BPtK sollte es 
innerhalb des nächsten Jahres 
möglich sein, diese Daten 
zusammenzutragen und 
auszuwerten. Deshalb schlägt die 
BPtK vor, die Frist für die Evaluation bis 
zum 30. Juni 2022 – und nicht wie 
vorgeschlagen bis zum 31. Dezember 
2024 – zu verlängern. 
Dementsprechend kann zum jetzigen 

Die derzeit geltende Bedarfsplanungs-Richtlinie 
(BPL-RL) regelt in § 22 die Berücksichtigung der 
durch Ermächtigung an der vertragsärztlichen 
Versorgung teilnehmenden Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen sowie ermächtigter 
Einrichtungen bei der Berechnung des 
Versorgungsgrades. Hierdurch soll das 
Versorgungsgeschehen in den jeweils betroffenen 
Fachgebieten der vertragsärztlichen und 
vertragspsychotherapeutischen Versorgung besser 
abgebildet werden. Der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) setzt damit den 
gesetzlichen Auftrag in § 101 Absatz 2b SGB V um. 
 
Beschluss vom 17. April 2014 

Hinsichtlich des 
Leistungsgeschehens in den 
ermächtigten Einrichtungen 
besteht nach wie vor keine 
hinreichende Transparenz. Der 
UA BPL berät seit vielen Jahren 
kontrovers die Frage, ob und 
wie das in ermächtigten 
Einrichtungen erbrachte 
Leistungsgeschehen bei der 
Ermittlung des 
vertragsärztlichen 
Versorgungsgrades 
berücksichtigt werden soll.  

keine 
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

Zeitpunkt auf die vorzeitige 
Verlängerung der Re-geln zur 
Anrechnung ermächtigter Ärzt*innen 
und Einrichtungen, die aktuell bis 31. 
Dezember 2022 gelten, aus Sicht der 
BPtK verzichtet werden. 

„§ 22 Berücksichtigung von 
ermächtigten Ärzten und anderen 
Faktoren  
(6) Der Gemeinsame 
Bundesausschuss evaluiert die 
Auswirkungen der Regelung 3 Jahre 
nach ihrem Inkrafttreten bis zum 30. 
Juni 2022 und berät auf Grundlage 
der Ergebnisse über die 
Erforderlichkeit einer Anpassung der 
Regelung.“ 

Mit der Neufassung der BPL-RL 2012 hatte der G-
BA zunächst eine Regelung für ermächtigte 
Ärzt*innen aufgenommen und die mögliche 
Anrechnung von Ärzt*innen und 
Psychotherapeut*innen in ermächtigten 
Einrichtungen einer einvernehmlichen Regelung 
der Kassenärztlichen Vereinigungen und der 
Landesverbände der Krankenkassen auf regionaler 
Ebene überlassen. Mit Beschluss vom 17. April 
2014 hat der G-BA dann die Vorgaben zur 
Anrechnung der ermächtigten Ärzt*innen weiter 
konkretisiert, eine analoge Anrechnungsregelung 
auf Basis eines Fallzahlquotienten für ermächtigte 
Krankenhäuser, die ambulante Behandlungen 
nach §§ 116a und 118a SGB V erbringen, 
geschaffen und für ermächtigte Einrichtungen nach 
§§ 118 und 119 SGB V eine pauschale Anrechnung 
mit einem Anrechnungsfaktor von 0,5 je 
Einrichtung bei der Berechnung des 
Versorgungsgrades festgelegt. Letzteres beruhte 
nicht zuletzt auf der unzureichenden Datenlage 
zum Versorgungsspektrum und -umfang der 
Einrichtungen nach §§ 118 und 119 SGB V.  

Die PIA Doku-Vereinbarung 
wurde im Februar 2018 
beschlossen. Damit wurden 
erstmalig einheitliche 
Dokumentationsstandards für 
Psychiatrische 
Institutsambulanzen gemäß § 
118 SGB V festgelegt. Hierdurch 
hat sich die Datenlage für die 
Einrichtungen gemäß § 118 
SGB V gegenüber der 
ursprünglichen Datenlage in 
zwischen deutlich verbessert. 
Der UA BPL wird die Daten der 
PIA-Doku-Vereinbarung bei 
den weiteren Beratungen zur 
Anrechnung von ermächtigten 
Einrichtungen gemäß § 22 der 
Bedarfsplanungs-Richtlinie 
berücksichtigen. Da die 
betreffenden Daten jedoch 
jeweils erst mit einem gewissen 
Zeitverzug zur Verfügung 
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

Lediglich sofern belastbare Daten über den 
Umfang der Leistungen der Einrichtungen aus dem 
fachgebietsspezifischen Versorgungsspektrum 
einer niedergelassenen Vertrags-ärzt*in vorliegen, 
erfolgt für die ermächtigten Einrichtungen nach §§ 
118 und 119 SGB V eine Anrechnung für diesen Teil 
der Leistungen entsprechend den Vorschriften für 
die ermächtigten Krankenhäuser, die ambulante 
Behandlungen nach § 116a SGBV (Ambulante 
Behandlung durch Krankenhäuser bei 
Unterversorgung) und § 118a SGB V (Geriatrische 
Institutsambulanzen) durchführen. Hierfür können 
laut § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 Satz 3 BPL-RL 
auch Daten oder Informationen aus einer 
freiwilligen Selbstauskunft der betroffenen 
Einrichtungen verwendet werden.  
Nach § 22 Absatz 3 BPL-RL erfolgt für die 
ermächtigten Einrichtungen eine Anrechnung bei 
der Arztgruppe, die den Schwerpunkt der 
Leistungen in der Einrichtung erbringt. Sofern keine 
Informationen über den Schwerpunkt der 
Einrichtung vorliegen, sieht die Richtlinie eine 
Anrechnung für Psychiatrische 

stehen und die Daten der Jahre 
2020 und 2021 
pandemiebedingt nur begrenzt 
aussagekräftig sein werden, 
wird an der vorgesehenen Frist 
festgehalten.  
 
Im Übrigen weist der UA BPL 
darauf hin, dass die vom 
Bundesministerium für 
Gesundheit ursprünglich 
adressierten und von den 
Psychotherapeuten 
befürchteten negativen 
Auswirkungen auf die 
Versorgung schon deshalb 
nicht eintreten können, weil 
der Gesetzgeber inzwischen 
geregelt hat, dass ermächtigte 
Einrichtungen auf den 
Versorgungsgrad anzurechnen 
sind, jedoch keine 
Berücksichtigung bei der 
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

Institutsambulanzen (PIA) bei der Arztgruppe der 
Psychotherapeuten, für Geriatrische 
Institutsambulanzen bei der Arztgruppe der 
Fachinternisten und bei den Sozialpädiatrischen 
Zentren bei der Arztgruppe der Kinderärzte vor. 
Eine Abweichungsmöglichkeit von den 
Anrechnungsregelungen in § 22 Absätze 1 und 2 
BPL-RL ist nur dann gegeben, wenn dies zur 
Berücksichtigung regionaler Besonderheiten 
erforderlich ist und bedarf einer einvernehmlichen 
Entscheidung auf Landesebene.  
In Kenntnis der unsicheren Datenlage, auf der die 
Regelungen des § 22 BPL-RL fußen, hat sich der G-
BA in § 22 Absatz 6 BPL-RL selbst verpflichtet, drei 
Jahre nach Inkrafttreten die Auswirkungen der 
Regelung zu evaluieren und auf der Grundlage der 
Ergebnisse über die Erforderlichkeit einer 
Anpassung der Regelung zu beraten. Darüber 
hinaus wurde die Regelung mit Beschluss vom 17. 
April 2014 bis zum 31. Mai 2018 befristet und sollte 
mit diesem Datum außer Kraft treten, sofern keine 
Anpassung oder die unveränderte Fortgeltung 
beschlossen wird. 

Feststellung von Unter- und 
Überversorgung erfolgen darf. 
Ein Effekt auf die 
Niederlassungsmöglichkeiten 
in der vertragsärztlichen 
Versorgung besteht damit  
nicht. 
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

 Beschluss vom 15. Februar 2018 
Mit Beschluss vom 15. Februar 2018 wurde dann 
eine Fortführung der Regelungen nach § 22 BPL-RL 
zur Berücksichtigung ermächtigter Ärzt*innen und 
Einrichtungen um weitere viereinhalb Jahre bis 
zum 31. Dezember 2022 beschlossen. Begründet 
wurde die unveränderte Fortschreibung der 
Regelung insbesondere mit dem weiterhin 
bestehenden gesetzlichen Auftrag zur Anrechnung 
von ermächtigten Ärzt*innen und Einrichtungen 
und dem Fehlen von grundlegenden 
systematischen Informationen, wer mit welcher 
Qualifikation an welchen Patient*innen in 
welchem Umfang welche Art von 
Versorgungsleistungen erbringt.  
Schon damals hatte die BPtK in ihrer 
Stellungnahme vom 8. Dezember 2017 die 
Verlängerung der Regelungen zur Berücksichtigung 
ermächtigter Einrichtungen nach § 22 BPL-RL – 
insbesondere die Anrechnungen von PIA auf die 
Arztgruppe der Psychotherapeuten nach § 22 
Absatz 3 BPL-RL – um weitere viereinhalb Jahre, 
ohne dass im Vorfeld eine Evaluation der 
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

Auswirkungen dieser Regelung stattgefunden 
hatte, deutlich kritisiert. Der G-BA hatte sich mit 
Beschluss vom 17. April 2014 nach § 22 Absatz 6 
BPL-RL selbst verpflichtet, drei Jahre nach 
Inkrafttreten des Beschlusses – somit zum 2. 
August 2017 – die Auswirkungen der Regelung zur 
Anrechnung von ermächtigten Ärzt*innen und 
Einrichtungen auf den Versorgungsgrad der 
jeweiligen Arztgruppe zu evaluieren und auf dieser 
Grundlage über die Erforderlichkeit einer 
Anpassung der Regelung zu beraten. Dem 
Verlängerungsbeschluss des G-BA wurde seinerzeit 
keine entsprechende Evaluation beigefügt. Dies 
steht auch in Diskrepanz zu der Bitte des 
Bundesministeriums für Gesundheit (BMG) vom 
Juli 2014, frühzeitig mit der Evaluation der 
Regelungen nach § 22 BP-RL zu beginnen. 
Demnach hatte das BMG im Rahmen seiner 
Rechtsaufsicht diesen Aspekt thematisiert und 
dem G-BA mit Ziffer 2 seines Bescheids vom 17. Juli 
2014 Folgendes aufgegeben:  
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

„2. Der Gemeinsame Bundesausschuss wird 
darüber hinaus gebeten, mit der in dem Beschluss 
vorgesehenen Evaluation der Auswirkung der 
Regelung möglichst frühzeitig zu beginnen, damit 
auf etwaige insbesondere von der 
Patientenvertretung und von 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten be-
fürchteten negativen Auswirkungen des 
Beschlusses auf die Versorgung gegebenenfalls 
schnell reagiert werden kann.“ 

 Aktueller Entwurf für eine Änderung des §§ BPL-
RL 
Mit dem vorliegenden Beschlussentwurf ist nun 
erneut eine Fortführung der Regelungen zur 
Anrechnung ermächtigter Ärzt*innen und 
Einrichtungen nach § 22 BPL-RL bis 31. Dezember 
2024 – also um weitere zwei Jahre – vorgesehen. 
Außerdem soll auch die Frist für die Evaluation bis 
zum 31. Dezember 2024 verlängert werden. Damit 
würde der Zeitraum, innerhalb dessen eine 
Evaluation hätte stattfinden sollen, von 
ursprünglich drei Jahren auf nunmehr zehn Jahre 
verlängert – und das trotz der ursprünglichen 

  



ABSCHLUSSBERICHT 

 

Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

Einschätzung des G-BA in den Tragenden Gründen 
zum Beschluss vom 17. April 2014, dass ein 
Zeitraum von drei Jahren „als sachgerecht 
angesehen [wird], um die ersten praktischen 
Auswirkungen der Regelung sowohl im Hinblick auf 
die Versorgung als auch auf das 
Leistungsgeschehen beobachten zu können“.  
Die erneute Verlängerung der 
Anrechnungsregelung, die bereits bei Erstfassung 
fachlich äußerst umstritten war und deren 
Evaluation bisher trotz expliziter Aufforderung des 
BMG nicht erfolgt ist, ist aus Sicht der BPtK nicht zu 
rechtfertigen. Dies betrifft insbesondere die 
Anrechnung der PIA auf die Arztgruppe der 
Psychotherapeuten nach § 22 Absatz 3 Satz 3 BPL-
RL, wonach die Anrechnung der PIA auf die 
Arztgruppe der Psychotherapeuten erfolgen soll, 
wenn keine Informationen über den Schwerpunkt 
der Einrichtung vorliegen.  
Vor dem Hintergrund der neuen PIA-
Dokumentationsvereinbarung, die seit 1. Juli 2018 
gültig ist1, sollten mittlerweile weitaus 

                                                      
1 Abrufbar unter https://www.g-drg.de/PEPP-Entgeltsystem_2020/PIA-Dokumentation   
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

differenziertere Daten über das 
Leistungsgeschehen in PIA vorliegen, die zumindest 
eine zeitnahe Evaluation der Regelung zur 
Anrechnung der PIA auf die Arztgruppe der 
Psychotherapeuten nach § 22 Absatz 3 BPL-RL 
ermöglichen würden. Die BPtK hatte bereits in ihrer 
Stellungnahme vom 8. Dezember 2017 anhand der 
seinerzeit verfügbaren Daten über das 
Leistungsgeschehen in PIA von Neubert und 
Richter (2016)2 deutlich gemacht, dass der 
Leistungsschwerpunkt in PIA regel-haft nicht dem 
Leistungsspektrum von 
Vertragspsychotherapeut*innen entspricht und 
damit eine pauschale Anrechnung der PIA auf die 
Arztgruppe der Psychotherapeuten nicht 
gerechtfertigt ist. 

 PIA-Dokumentationsvereinbarung vom 2. 
Februar 2018 
Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Versorgung und der Vergütung für psychiatri-sche 
und psychosomatische Leistungen (PsychVVG) 

  

                                                      
2 Abrufbar unter https://www.wido.de/fileadmin/Dateien/Dokumente/Publikationen_Produkte/Buchrei-hen/Krankenhausreport/2016/Kapitel%20mit%20Deckblatt/wido_khr2016_gesamt.pdf   
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

wurden die Vertragsparteien auf Bundesebene 
durch Neufassung des § 295 Absatz 1b Satz 4 SGB 
V beauftragt, für die Doku-mentation der 
Leistungen der PIA einen neuen 
bundeseinheitlichen Katalog zu vereinbaren. Ziel 
war es, mehr Transparenz über das 
Leistungsgeschehen in den PIA herzustellen. Seit 
dem 1. Juli 2018, das heißt seit mehr als 
zweieinhalb Jahren, erfolgt die PIA-Dokumentation 
deutlich detaillierter mit Basisleistungs- und 
Zusatzleistungsschlüsseln. Pro Mitarbeiter*in und 
Leistungsart ist ein Leistungsschlüssel je Tag zu 
vergeben, der dem zeitlichen Gesamtaufwand der 
erbrachten Leistungsart an diesem Tag entspricht, 
z. B. Einzelbehandlung bei einer Ärzt*in < 20 
Minuten oder Kleingruppe bei einer 
Spezialtherapeut*in > 60 Minuten. Die 
Zusatzleistungsschlüssel liefern ergänzende 
Informationen über die Inhalte der erbrachten 
Leistungen bzw. das Behandlungssetting 
(Medikamentöse Ein- und Umstellung, 
Psychotherapie, Krisenintervention oder 
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

aufsuchende Behandlung – vgl. Anlage 1 zur PIA-
Dokumentationsvereinbarung).  
Anhand dieser seit Juli 2018 zu dokumentierenden 
Daten sollte das Leistungsgeschehen in PIA weitaus 
differenzierter beschrieben werden können. Damit 
kann auch der Schwer-punkt der Leistungen in den 
einzelnen Einrichtungen bestimmt und evaluiert 
werden, ob eine pauschale Anrechnung der PIA auf 
die Arztgruppe der Psychotherapeuten gerecht-
fertigt ist. 

 Psychotherapie regelhaft kein Schwerpunk in PIA 
Die BPtK möchte an dieser Stelle, wie bereits in der 
Stellungnahme vom 8. Dezember 2017 
vorgetragen, erneut darauf hinweisen, dass bereits 
vor der Einführung der neuen PIA-
Dokumentationsvereinbarung belastbare Daten 
vorlagen, die untermauern, dass die Anrechnung 
der PIA auf die Arztgruppe der Psychotherapeuten 
nicht sachgerecht ist. In einem Beitrag von Neubert 
und Richter (2016)3 wurde das Leistungsspektrum 

  

                                                      
3 Abrufbar unter https://www.g-drg.de/PEPP-Entgeltsystem_2020/PIA-Dokumentation   
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

der PIA auf Basis der § 21-Daten analysiert. Danach 
wurden in den PIA im Jahr 2014 circa 2,4 Millionen 
Behandlungsfälle abgerechnet. Hierbei handelt es 
sich typischerweise um Quartalsfälle, in denen alle 
Behandlungsleistungen zusammengefasst 
abgerechnet werden.  
Die Kontakttage je Fall liegen in den PIA im Mittel 
bei nur 3,2 Tagen. Im Bereich der Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen fallen sie mit 2,7 noch 
einmal niedriger aus. Bei einem Drittel der Fälle in 
den PIA besteht nur an einem Tag pro Quartal 
Kontakt mit der Ambulanz, bei einem weiteren 
Drittel beschränken sich die Kontakttage pro 
Quartal auf 2 oder 3 Kontakte. Dies macht bereits 
deutlich, dass der Schwerpunkt der Leistungen in 
den PIA nicht dem Leistungsspektrum der 
vertragspsychotherapeutischen Versorgung 
entspricht. Das Leistungsspektrum der Arztgruppe 
der Psychotherapeuten ist im Vergleich dazu durch 
eine deutlich höherfrequente 
psychotherapeutische Behandlung 
(Richtlinienpsychotherapie und Akutbehandlung) 
der Patient*innen geprägt.  
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Inst. / 
Org. 

Lfd. 
Nr. 

Änderungsvorschlag / Kommentar  Begründung Auswertung durch UA BPL Änderung im 
Beschlussentw
urf  

Nach den Analysen von Neubert und Richter (2016) 
entfallen 70 Prozent der Behandlungs-kontakte in 
der PIA auf eine Ärzt*in bzw. 
Psycholog*in/Psychotherapeut*in und 30 Pro-zent 
auf andere Berufsgruppen, insbesondere die 
Pflege. Bei den aufsuchenden Kontakten fällt auf, 
dass diese sich zu einem großen Teil auf 
Patient*innen über 70 Jahre beziehen, woraus die 
Autoren schlussfolgern, dass es sich hierbei eher 
um „Heimtreatment“ denn um „Home Treatment“ 
als typische aufsuchende Behandlung im 
häuslichen Umfeld der Patient*innen handelt. Es 
spricht vieles dafür, dass auch diese aufsuchenden 
Behandlungskontakte keinen Bezug zum 
Leistungsgeschehen in der 
vertragspsychotherapeutischen Praxis haben, 
sondern im Kern psychiatrische Konsile in 
Pflegeheimen abbilden und insoweit der 
ambulanten psychiatrischen Versorgung 
zuzurechnen wären.  
Da ein Großteil der Patient*innen in den PIA auch 
eine medikamentöse Behandlung erhält, ist ferner 
davon auszugehen, dass ein relevanter Anteil der 
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Behandlungskontakte, die unter PIA-002 
(Ärzt*in/Psycholog*in, Kontakt in der PIA) kodiert 
werden, zwingend auf den Kontakt mit der 
Fachärzt*in für Psychiatrie und Psychotherapie 
bzw. Kinder- und Jugendpsychiatrie und -
psychotherapie entfallen muss. Angesichts der 
geringen Anzahl an Kontakttagen kann daher für 
den überwiegenden Teil der Patient*innen, die in 
den PIA behandelt werden, ausgeschlossen 
werden, dass sie im Schwerpunkt Leistungen 
erhalten, die dem Leistungsspektrum der 
Arztgruppe der Psychotherapeuten zuzurechnen 
sind.  
Hinzu kommt schließlich, dass in vielen Regionen 
bereits die Vergütung durch Quartals-pauschalen 
dazu führt, dass psychotherapeutische 
Behandlungen, wie sie in der vertrags-
psychotherapeutischen Versorgung durchgeführt 
werden, in den PIA nicht wirtschaftlich erbracht 
werden können. Insgesamt ist daher festzustellen, 
dass bereits die publizierten Daten einer 
Anrechenbarkeit der PIA auf die Arztgruppe der 
Psychotherapeuten widersprechen. Eine Analyse 
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des Leistungsgeschehens in den PIA anhand der 
Daten der neuen PIA-
Dokumentationsvereinbarung wäre möglich und 
würde dies voraussichtlich bestätigen. 
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3.4 Wortprotokoll der mündlichen Anhörung 

[Die Stellungnahmeberechtigten haben auf die Durchführung einer Anhörung verzichtet.] 
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3.5 Würdigung der Stellungnahmen  

Aufgrund der vorgetragenen Argumente zu den zur Stellungnahme gestellten Beschlussunterlagen 
ergibt sich keine Notwendigkeit zu Änderungen im Beschlussentwurf (siehe Kapitel 3.3). 
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3 

4. Beschlussfassung 

4.1 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Absatz 1 SGB V 
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4.2 Beschluss 

Veröffentlicht im Bundesanzeiger am 29. September 2021 (BAnz AT 29.09.2021 B2) 
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